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Jahrestage tragen historische Ereignisse in die Gegenwart und fordern 
auf, sich mit dem Anlass und seinen Aus- und Nachwirkungen ausein-
ander zusetzen. Dieses Jahr jährten sich neben einer ganzen Reihe 
anderer 60. Jahrestage die Ereignisse des ersten Atombombentests und 
der Atombombenabwürfe durch die US-amerikanische Luftwaffe auf 
die japanischen Städte Hiroshima und Nagasaki.  

Der Zweite Weltkrieg erzeugte die ungeheuere destruktive Energie, 
die die Entwicklung zur Atombombe beschleunigte. Durch ihre unge-
heure Zerstörungsmacht gewannen die Atomwaffen eine Rolle, die 
weit über das Militärische hinausgeht. Ihr extremes mörderisches 
Potential macht sie zu politischen Waffen.  

Politisch genutzt wurde schon der erste Test einer Atombombe. Kurz 
vor den Beginn der Potsdamer Konferenz gesetzt, demonstrierte US-
Präsident Truman den Führungsanspruch der USA gegenüber den 
Westalliierten und der UdSSR, deren gewachsener politischer Einfluss 
zurückgedrängt werden sollte, weil nach dem Krieg die Fortsetzung 
der Vorkriegskonflikte erwartet wurde. Selbst der Befehl zum Einsatz 
wurde nicht aus überzeugenden kriegsbedingten Gründen, sondern als 
politische Demonstration gegeben. Später wurden die Atomtests der 
diversen Staaten zur sinnfälligen Demonstration, dass man zu dem 
Kreis der Mächtigen dieser Erde gehört.  

Die Existenz von Atomwaffen wird in der öffentlichen Reflexion in 
erster Linie mit dem Kalten Krieg verbunden. In dieser Zeit hat es 
weltweit erhebliche gesellschaftliche aber auch staatliche Reaktionen 
auf ihr Bedrohungspotential gegeben. Doch mit dem Ende des Ost-
West-Konflikt in der Form des Kalten Krieges endete ihre Bedrohung 
keineswegs.  

Gegenwärtig befinden wir uns in einer Phase einer sich immer weiter 
ausdifferenzierenden und im Vergleich zu vergangenen Zeiten oftmals 
wenig greifbaren Bedrohung durch Atomwaffen. Einerseits droht die 
Anzahl der Länder, die nach strategischen und taktischen Atomwaffen 
streben – Konfliktforscher warnen für das Jahr 2020 vor bis zu 25 
Atomwaffenmächten - immer weiter zu wachsen. Andererseits 
arbeiten die USA an Atomwaffen für spezifische Zwecke mit kontrol-
lierbarer Explosionskraft und angeblich zu vernachlässigenden radio-
logischen Folgen. Das begleiten sie durch eine Rechtfertigung des 
präventiven Einsatzes von Atomwaffen. Diese Strategie hat die 
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NATO übernommen und sie wird von ihren Mitgliedern geteilt, also 
auch von Deutschland. Während einerseits die neuen Atomwaffen-
staaten das politische Signal der möglichen gegenseitigen garantierten 
Vernichtung erstreben, beginnt mit den Plänen der USA der Verlust 
der politischen Abschreckungsrolle der Atomwaffen. Die Hemmung 
vor ihrem Einsatz droht zu schwinden. Das befördert zugleich auch 
das Streben nicht-staatlicher Akteure nach „primitiven Atomwaffen“, 
die statt zu einer atomaren Kettenreaktion zu führen ihr radioaktives 
und hoch giftiges Material verstreuen.  

 

Der schnelle Weg zum Einsatz der Atombomben  

Die USA waren in der Zeit vor dem II. Weltkrieg ein Land, das nach 
einer Periode der Isolationspolitik mit imperialer Macht in die Welt-
politik drängte. Im August 1941 wurde auf Initiative von Roosevelt 
und Churchill die gegen Nazideutschland gerichtete Atlantik – Charta 
gegründet. Die UdSSR, mit dem Hitler-Stalin Pakt vom August 1939 
indirekter Kriegsaggressor, trat ihr nach dem faschistischen Angriff 
im Juni 1941 bei.  

Nach der militärischen Katastrophe von Pearl Harbour am 1. Dezem-
ber 1941 traten die USA in den Weltkrieg ein. Dabei spielte auch eine 
Rolle, dass der deutsche Faschismus mit der Eroberung des halben 
europäischen Kontinents ihre eigenen imperialistischen Ziele 
bedrohte.  

Parallel zu diesen weltpolitischen Entwicklungen sollte die junge 
Wissenschaft der Atomphysik für die weitere Entwicklung von großer 
Bedeutung werden. So wurde am 25. Januar 1939 im Kaiser Wilhelm 
Institut in Berlin - Dahlem, in einer Versuchsanordnung zum ersten 
mal die Kernspaltung praktisch vollzogen. Damit bestand die reale 
Gefahr, dass die Faschisten in den Besitz einer Atombombe kommen 
könnten. Einer, der diese Gefahr in ihrer ganzen Tragweite erkannte, 
war Albert Einstein.  

In einem Brief an Präsident Roosevelt drängte er die USA zu Gegen-
maßnahmen. Es waren vor allem humanistische Motive und der Wille 
einer faschistischen Atomwaffe zuvorzukommen, die viele Wissen-
schaftler veranlassten, an dem Atomprojekt der USA mitzuarbeiten. 
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Dieses Projekt produzierte innerhalb von drei Jahren mit der für 
damalige Verhältnisse gigantischen Summe von zwei Mrd. Dollar 
zwei Atomwaffentypen. Am 16. Juli 1945 fand die erste nukleare 
Explosion in Neumexiko statt. Während man sich im Falle der Uran-
bombe mit Kanonenrohrbauweise über die technischen Abläufe sicher 
war, musste der Plutonium-Implosionstyp getestet werden.  

Nach dem sog. Trinity-Test ging alles sehr schnell: Wahrscheinlich in 
Potsdam wurden Truman Termine für mögliche Atombombenabwürfe 
vorgelegt. Er setzte den Abwurf der Bomben nach dem 3. August an, 
abhängig von der Wetterlage. Ab dem 1. August waren alle militäri-
schen Einsatzvoraussetzungen geschaffen.  

Für Truman resultierte aus dem bevorstehenden Abwurf der Bombe 
eine gestärkte Position der Vereinigten Staaten gegenüber der Sowjet-
union, die gemäß dem Abkommen von Jalta nach dem Sieg über 
Hitlerdeutschland ihren Eintritt in den Krieg gegen Japan für den  
8. August angekündigt hatte. Sein Interesse war, dass Japan davor 
kapitulieren sollte, um sowjetischen Ansprüchen zuvor zu kommen.  

Diese Einstellung hatte Auswirkungen auf die Potsdamer Konferenz, 
denn Truman schien es nicht notwendig, in strittigen Fragen um jeden 
Preis zu einer Lösung zu gelangen. 

Für seinen Präsidenten-Vorgänger Roosevelt gab es nur die bedin-
gungslose Kapitulation Deutschlands und Japans. Diese Kriegsziele 
stellte Truman nicht in Frage. Nach der Konferenz von Jalta hatte 
Roosevelt vor dem US-Kongress den Weg nach Tokio in jeder 
Hinsicht weiter als den Weg nach Berlin bezeichnet – und er meinte 
damit auch die drohenden Opferzahlen der USA. Bei einem anderen 
Kriegsverlauf in Europa wäre ein erster Atomwaffeneinsatz in 
Deutschland nicht undenkbar gewesen. Gerade im Hinblick auf die 
kommende Aufgabe Japan niederzuringen, wäre ihr Einsatz eine ein-
drucksvolle Demonstration US-amerikanischer Dominanz gewesen.  

Im Juli 1945 war Japan wirtschaftlich und militärisch am Ende. Nach 
der verlorenen Schlacht um Okinawa war das Land eingekreist, die 
Flotte zerstört, die Luftabwehr gegen die US- Bomber machtlos. Diese 
richteten selbst mit konventionellen Bomben enorme Verwüstungen 
an. So starben beim Luftangriff auf Tokio im März über 80.000 
Menschen.  
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Seit Mitte 1944 gab es in der japanischen Führung einen stärker 
werdenden Flügel für Friedensverhandlungen, der Stalin um Vermitt-
lung bat. Die USA waren darüber informiert, jedoch nicht bereit zu 
akzeptieren, dass das japanische Reich mit dem Kaiser an der Spitze 
bestehen bleiben sollte. Die USA forderten in der Potsdamer Erklä-
rung vom 26. Juli erneut die bedingungslose Kapitulation, worauf 
Japan nicht reagierte. Nach den Bombenabwürfen erklärte Japan am 
10. August die bedingte Annahme der Potsdamer Erklärung, worauf 
die USA durch Konzession den Friedens -befürwortern um den Kaiser 
das entscheidende Argument zum Abbruch des Krieges lieferten. 

Aus militärischer Sicht wurden die Städte Hiroshima und Nagasaki  
u. a. deshalb ausgesucht, weil sie trotz ihrer militärischen Bedeutung 
von strategischen Bombardierungen verschont geblieben waren und 
die „richtige“ Größe hatten, um die Folgen der Bomben abschätzen zu 
können.  

Zeitlebens verteidigte US-Präsident Truman seine Entscheidung mit 
der Begründung, dass durch den Atombombenabwurf eine halbe 
Million Soldaten auf beiden Seiten vor dem Tod und eine Million vor 
„lebenslanger Verstümmelung“ bewahrt worden seien. Die USA 
hätten ohne den Einsatz der Atombomben erst 1949 mit einem Sieg 
über Japan rechnen können, da Japan im August 1945 noch über 
starke Kräfte auf dem chinesischen Festland verfügte. Dagegen stellte 
eine amerikanische Untersuchungskommission bereits 1946 fest, dass 
Japan sich ohne den Einsatz der Atombombe spätestens Ende 1945 
hätte ergeben müssen.  

Bis zum im April 1952 in Kraft getretenen Friedensvertrag von San 
Francisco, durften US-amerikanische Medien über Hiroshima und 
Nagasaki keine kritischen Nachrichten verbreiten. Der Vertrag 
beinhaltete Japans Verzicht auf sämtliche Reparationsforderungen. 

Die erregte öffentliche Debatte in den USA zum 50. Jahrestag der 
Abwürfe reflektiert die Vorherrschaft der Rechtfertigungslinie. Eine 
geplante Ausstellung in Washington über die Auswirkungen der 
Atombombenabwürfe löste heftigen Widerstand aus. US-Veteranen-
verbände, der Führer der konservativen Republikaner, Newt Gingrich, 
und selbst Präsident Clinton drängten erfolgreich zu einer „Umorgani-
sierung“ der Ausstellung.  
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Anzuerkennen, dass der Abwurf der Bomben weder befriedigende 
militärische Gründe noch einer Verkürzung des Krieges diente, 
sondern eiskaltem Machtkalkül der US-Führung entsprang, - ja sogar 
ein Kriegsverbrechen darstellt - würde die angegebenen edlen Motive 
für den Kriegseintritt in Frage stellen. Das Bekenntnis dieser Schuld 
untergräbt die humanitär-demokratische Anspruchsidentität der USA 
als Anführer einer „freien“ Welt und reduziert sie auf materielle poli-
tische Großmachtinteressen.  

So hat sich bis heute kein US-Präsident für die Atombombenabwürfe 
entschuldigt, und in der öffentlichen Meinung und den Medien bleibt 
die Auffassung dominant, dass die Bombe ein notwendiges Übel 
gewesen sei.  

 

Die Atombombenabwürfe: Ereignis und Folgen 

Der Einsatz auf die beiden japanischen Städte sind die bislang einzi-
gen Anwendungen dieser verheerenden Waffe und die Vorgänge und 
konkreten Erfahrungen aus ihnen verdienen deswegen immer wieder 
der besonderen Erinnerung.  

Insgesamt wird für Hiroshima zur Zeit der Bombardierung von einer 
Bevölkerung von 340.000 bis 350.000 Menschen ausgegangen.  
60 Prozent von ihnen befanden sich 2.000 Meter oder weniger vom 
Hypozentrum oder „Ground Zero“ entfernt, dem Punkt auf der Erd-
oberfläche, der direkt unterhalb der in der Luft explodierten Atom-
bombe liegt.  

Am 6. August um 8 Uhr 15 Minuten und siebzehn Sekunden Ortszeit 
wurde die „Little Boy“ benannte Uran 235-Atombombe in fünfhun-
dertachtzig Metern Höhe über der Stadt Hiroshima von dem B-29-
Flugzeug „Enola Gay“ abgeworfen. Ihre Explosionskraft entsprach 
12,5 Kilotonnen TNT. In einem Umkreis von 0,5 km um den „Ground 
Zero“ waren 90 Prozent der Menschen sofort tot. Die Temperatur am 
Hypozentrum betrug für etwa eine Sekunde ca. 3000 - 4000 Grad 
Celsius (Zum Vergleich: der Siedepunkt von Eisen beträgt 3070°C).  

Eine ungeheure, im Umkreis von 40 Kilometern wahrgenommene 
Druckwelle zerstörte die Stadt. Es folgten Feuerstürme mit Windge-
schwindigkeiten von über 250 km/h und Bodentemperaturen von über 
1.000 Grad Celsius. Glas und Eisen schmolzen, der Asphalt brannte. 
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Bis zum Ende des ersten Tages starben nach konservativen Schätzun-
gen mindestens 45.000 Menschen. In den nächsten Monaten stieg die 
Zahl der Todesopfer auf 136.000 und bis heute erkranken und sterben 
Menschen infolge der Verstrahlung. 

Die Bevölkerung Nagasakis wird zum Zeitpunkt der Bombardierung 
auf 240.000 bis 260.000 Menschen geschätzt. In Nagasaki befanden 
sich etwa 30 Prozent der Bevölkerung 2.000 Meter oder weniger vom 
Hypozentrum entfernt. 

Um 11 Uhr und 2 Minuten Ortszeit erfolgte der Abwurf auf Nagasaki 
von dem B-29-Flugzeug mit dem Namen „Bock’s Car“. Die 
Plutonium 239-Atombombe von Nagasaki wurde „Fat Man“ genannt. 
Ihre Explosionskraft entsprach 22 Kilotonnen TNT. Der Sprengpunkt 
befand sich etwa in einer Höhe von 503 Metern. 

Die Zerstörungskraft der Atombombe überstieg bei weitem Nagasakis 
Rettungskapazitäten. Ungefähr 22.000 Menschen starben am Tag des 
Angriffs, 42.000 wurden verletzt. Die medizinische Universität 
Nagasaki und ihr Krankenhaus, das wichtigste Versorgungszentrum 
war zerstört und viele Ärzte getötet oder verletzt. Was die Stadt an 
medizinische Notversorgungsmaßnahme vorbereitet hatte, war bis 
aufs Letzte zugrunde gerichtet worden. 

 

Anzahl der Opfer binnen  
4 Monaten1 

Hiroshima Nagasaki 

Gesamtzahl der Opfer 136.000 64.000 

Tote am Tag des Angriffs 45.000 22.000 

Tote nach dem Angriffstag 19.000 17.000 

Tote innerhalb von 4 Monaten 64.000 39.000 

Verletzte am Angriffstag 91.000 42.000 

Überlebende Verletzte 72.000 25.000 

                                                 
1 Ohkita, Takeshi: „Akute medizinische Auswirkungen in Hiroshima und Nagasaki“ in „Last Aid – 
letzte Hilfe – Die medizinischen Auswirkungen eines Atomkrieges“, IPPNW, Neckarsulm 1985 
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Der Schwarze Regen und die Strahlenkrankheit 

Nach der Explosion ging ein schwarzer, schmierig-öliger Regen auf 
die Städte nieder. Er entstand bei der Abkühlung des Feuerballs, weil 
Wasser an den radioaktiven Partikel kondensierte. Das radioaktive 
Wasser blieb an der Haut und der Kleidung der Opfer kleben. Die 
Außentemperatur sank so stark ab, dass die Menschen zu frieren 
begannen.  

Die höher geschleuderten Partikel gelangten später und weiter entfernt 
zur Erde zurück. Dieser Niederschlag (Fallout) setzte sich aus Pro-
dukten der Uran- oder Plutoniumkernspaltung zusammen, aus nicht 
gespaltenen Isotopen und Überresten der Bombe, die durch Neutronen 
radioaktiv geworden waren. 

Die Strahlung wurde von den Menschen auch über den Boden, die 
Luft und die Nahrung aufgenommen. Die Menschen wussten nicht, 
das alles um sie herum radioaktiv verseucht war und trafen keine Vor-
sichtsmaßnahmen. 

Wenige Stunden bis Tage nach der Explosion machte sich bei den 
Überlebenden der Atombomben die akute Strahlenkrankheit bemerk-
bar. Die Symptome waren Schwindel, Erbrechen, Krämpfe, Durchfall, 
Fieber, Schock, blutender Schleimhautzerfall in Rachen, Kehlkopf 
und Darm, Haarausfall, Schluckbeschwerden, punktförmige Haut-
blutungen, Bewusstlosigkeit - bis hin zum Hirntod, zu tödlichen 
Magen-Darm-Störungen oder zu tödlichen Knochenmarksschädigun-
gen.  

 

Langzeitfolgen der Atombomben auf die Menschen 

Bis heute erkranken Überlebende der Atombombenabwürfe an Krebs 
und sterben daran – obwohl seit ihrer Strahlenexposition viele Jahre 
vergangen sind.  

Es ist nur wenig über die Opfer, ihre exakte Anzahl und ihre Erkran-
kungen bekannt. Die meisten Menschen starben in den ersten fünf 
Jahren, darunter viele Kleinkinder. Keine Statistik wurde über diese 
Menschen geführt. Weil das Personal fehlte und die Leichen aufgrund 
der Seuchengefahr schnell verbrannt wurden, wurden die Toten nur 
selten untersucht. Wo eine Autopsie stattfand, zeigten sich Verände-
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rungen an den Organen. Das Blut der Toten gerann nicht und eine 
akute Schädigung des Knochenmarks war festzustellen. In der Folge 
der Abwürfe kam es zu einer nicht genau bekannten hohen Zahl von 
Fehl- und Todgeburten. Ein Indiz dafür, dass genetische Defekte oder 
eine zu hohe Strahlenbelastung für die Föten vorgelegen haben. Viele 
im Mutterleib bestrahlte Säuglinge wiesen geistige und körperliche 
Behinderungen und eine langsamere Entwicklung auf. 

Erst ab 1950 wurden die Opfer von Hiroshima und Nagasaki von der 
ABCC (Atomic Bomb Casualty Commission, einer gemeinsamen 
Agentur der USA und Japans), seit 1975 RERF (Radiation Effects 
Research Foundation, unter der Schirmherrschaft der US National 
Academy of Sciences), untersucht. Die Ergebnisse dieser Untersu-
chungen sind im Hinblick auf die Spätfolgen von Strahlenbelastungen 
und die Niedrigstrahlung sehr umstritten.  

Die RERF berichtete zwischen 1950 und 1954 über eine erhöhte Rate 
von Leukämiefallen, die bis 1978 anhielt. Für die Menschen in 
Hiroshima lag die Leukämierate fünfzehnfach, für die in Nagasaki 
siebenfach höher als für Menschen einer vergleichbaren japanischen 
Population. Über das Auftreten anderer Krebsarten wurde erst später 
berichtet; seit 1955 über erhöhte Schilddrüsenkrebsraten, seit 1965 
über Brust- und Lungenkrebserhöhungen und seit 1975 über das ver-
mehrte Auftreten von Magen- und Darmkrebs.  

Genetische Schäden und allgemeine Gesundheitsbeschwerden unter-
suchte die RERF nicht. Sie stellte nur fest, dass die Krebsrate bei den 
Opfern erhöht war, die starker Strahlung ausgesetzt waren. Der 
weitaus größere Teil der Menschen war allerdings niedrigen Strahlen-
dosen ausgesetzt. Bei Ihnen bestünde, so die RERF, kein erhöhtes 
Krankheitsrisiko. Inzwischen mehren sich jedoch Berichte, nach 
denen auch kleine Strahlendosen Krebs verursachen können. Aber die 
Autorität der RERF-Wissenschaftler war so groß und die politischen 
Kräfte, die hinter ihnen standen so mächtig, dass Ergebnisse anderer 
Wissenschaftler als fehlerhaft abgetan wurden.  

Allgemeine Krankheiten wie Anämie, bestimmte Blutkrankheiten und 
Grauer Star wurden von der RERF nicht untersucht, denn sie hätten 
nichts mit der Strahlung zu tun. Dies wird von anderen Wissenschaft-
lern in Frage gestellt. Auch die im Volksmund sogenannte „Genbaku 
Bura-Bura“-Krankheit (Genbaku = Atombombenabwurf, Bura-Bura = 
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langwierig), mit den Symptomen Müdigkeit, Schwindel, Krämpfe, 
usw., werden von der RERF als „psychische Störungen“ auf Grund 
von Stress abgetan.  

Die Verursachung und Vererbung genetischer Schäden konnte bis 
heute nicht belegt werden, kann aber nach nur zwei Generationen 
auch noch nicht ausgeschlossen werden. 

 

Atomwaffen und Kalter Krieg  

Die Erfahrungen des II. Weltkrieges, der den Völkern unermessliches 
Leid und nie da gewesene menschliche und materielle Verluste 
gebracht hatte, mündeten in die Beschlüsse der alliierten Siegermächte 
von Jalta und Potsdam, die eine friedliche Nachkriegsentwicklung in 
Europa und in der ganzen Welt gewährleisten sollten. 

Doch bereits am 5. März 1946 sprach der Ministerpräsident Großbri-
tanniens, Winston Churchill, in seiner Rede in Fulton von einem 
„Eisernen Vorhang“, der Europa teile und läutet damit die Phase des 
Kalten Krieges ein, in dessen 45-jährigem Verlauf die Auseinander-
setzungen zweier Supermächte die Weltpolitik beherrschen.  

Im Anfangsstadium des Kalten Krieges hatten die USA durch die 
Atombombe einen entscheidenden Abschreckungsvorteil gegenüber 
der UdSSR. Der Politik der Zurückdrängung des sowjetischen Ein-
flusses, des roll-back, vor allem in Europa, sollte mit dem nuklearen 
Potential Nachdruck verliehen werden. Doch bereits am 23. 
September 1949 brach der erste sowjetische Atomtest das US-
Monopol. Zu diesem Zeitpunkt verfügten die USA bereits über 150 
Atomwaffen verschiedener Typen..  

In der Folge setzte ein beispielloses Wettrüsten ein. Astronomische 
Summen wurden von den Supermächten aufgewendet, um dem 
Konkurrenten überlegen zu sein und die eigenen Machtsphären vertei-
digen und ausweiten zu können. Auf dem Höhepunkt des Wettrüstens 
reichten die weltweit vorhandenen, einsatzbereiten Waffensystem aus, 
um die Erdbevölkerung rein rechnerisch 38mal auszurotten. In zahl-
reichen Krisensituationen benutzten die Atommächte ihr nukleares 
Potential, um den Gegner einzuschüchtern, so während der Suez-Krise 
1956, der Berlin-Krise 1961 und der Kuba-Krise 1962. 
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Weit davon entfernt, angesichts ihrer furchtbaren Wirkung weltweit 
geächtet zu sein, machte die Atombombe eine rasante Entwicklung 
durch. 2.022 Kernexplosionen sind seit 1945 unternommen worden, 
um die Zerstörungstechnik zu verfeinern. Die Nachfolger der 
Hiroshima-Bombe wurden kleiner und zielsicherer und erlangten eine 
ums Hundertfache größere Sprengwirkung.  

Die verschiedenen Eskalations- oder Deeskalationsphasen des Kalten 
Krieges drehten sich immer um den Stand der atomaren Waffensys-
teme. Dementsprechend gestaltete sich das Auf und Ab bei internatio-
nalen und bilateralen Rüstungskontroll- und Abrüstungsverhandlun-
gen. Nach einer ersten Phase der konfrontativen „Eindämmung-
spolitik“ zwischen den Jahren 1946 bis 1962 folgte eine Periode der 
Entspannung und Koexistenz bis 1978. Zum Ende dieser Periode 
verweigerte der US-Kongress die Ratifizierung des SALT-II 
Abkommens aufgrund des sowjetischen Engagements in afrikanischen 
und arabischen Staaten sowie in Afghanistan. Anfang der 80er Jahre 
verschärfte US-Präsident Reagan den Ton gegenüber der Sowjetunion 
und erst Generalsekretär Gorbatschow öffnete den erneuten Weg zur 
Kooperation durch seine Politik von Glasnost und Perestroika.  

 

Auch die BRD wollte mitmischen 

Andere Staaten erkannten, dass nur ein eigenes nukleares Potential es 
ermöglichte, im Konzert der Großen mitzuspielen: Frankreich, Eng-
land und China entwickelten nukleare Waffensysteme, und auch die 
BRD wollte unter Kanzler Adenauer Ende der 50er Jahre nuklearen 
Teilhaberstatus erreichen.  

1954 erlangte die BRD mit den Pariser Verträgen die „volle Macht 
eines souveränen Staates über ihre inneren und äußeren Angelegen-
heiten“, auch wenn diese aufgrund bleibender alliierter Vorbehalte in 
der Realität „eingeschränkt“ blieb. Bald darauf sicherte die Mitglied-
schaft in der NATO und in der Westeuropäischen Verteidigungsunion 
die Westbindung der BRD institutionell ab.  

Gegen Widerstände und Bedenken einiger Staaten musste Adenauer 
für die westdeutsche Souveränität politische Zugeständnisse machen. 
Für die Nuklearoption relevant war die einseitige Verzichtserklärung 
der BRD auf die Herstellung von ABC-Waffen. Dabei hielt der Ver-
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zicht aber zugleich die nukleare Option offen: Er wurde nur gegenüber 
WEU-Partnern ausgesprochen, das Kontrollabkommen zur Überprü-
fung des Atomwaffenverzichts trat nie in Kraft und Atomforschung, 
Besitz und Herstellung von Atomwaffen waren in Drittstaaten nicht 
verboten. Zudem bestand Adenauer darauf, dass der Verzicht nur 
unter gleichbleibenden Bedingung (sic rebus stantibus) gelten konnte.  

Die als „Nuklearpolitik ohne Nuklearwaffen“ bezeichnete Politik der 
Regierung Adenauer versuchte aus den divergierenden Nuklearstrate-
gien der Atomwaffenstaaten der Allianz Gewinn für die sicherheits-
politischen Interessen der BRD zu ziehen. Das strategische Interesse 
an Atomwaffen fußte in der Überlegung, diese in möglichen Ver-
handlungen mit der UdSSR über die Einheit Deutschlands als Macht-
pfand einzusetzen. Dieses Junktim zwischen Atomwaffenbesitz und 
Wiedervereinigung verfolgte Adenauer bis in die sechziger Jahre. 

Adenauer und sein Verteidigungsminister Strauß forderten zudem eine 
atomare Rüstung für die Bundeswehr, weil sie nicht schwächer be-
waffnet sein sollte als die Armeen anderer Nato-Länder. Als Front-
staat sah man sich geostrategisch durch das konventionelle Streitkräf-
teübergewicht der Warschauer-Vertrags-Staaten besonders gefährdet.  

So verfolgte die Regierung Adenauer zwischen 1956 und 1959 ver-
schiedene Wege zu einer deutschen Atombewaffnung: Sie akzeptierte 
den nuklearen Schirm der USA, wollte aber zugleich einer völligen 
Abhängigkeit durch die eigene atomare Option entgehen. Deswegen 
versuchte sie, Kooperationen über die EURATOM-Behörde zu 
entwickeln. Konkret wurde im Dezember 1957 die Zusammenarbeit 
mit Italien und Frankreich zur Entwicklung einer Atomwaffe auf 
französischem Boden – im Sinne der Verzichtserklärung und der Ver-
träge „legal“ - fixiert. Doch der neu ins Amt gewählte französische 
Präsident De Gaulle beendete diese Option schon im Juli 1958. Ab 
1960 stellten dann die USA der Bundeswehr die Trägersysteme für 
ihre Atomwaffen zur Verfügung und organisierten später die Ausbil-
dung von Bundeswehrsoldaten, die Entwicklung der nuklearen Teil-
habe wurde in die Wege geleitet.  

Adenauer wollte nach dem Beitritt zur Nato auch Einfluss auf die 
nukleare Einsatzplanung des Bündnisses bekommen. Dafür war die 
Stationierung von US-Atomwaffen auf westdeutschem Gebiet eine 
Voraussetzung. Die Forderung der Ausrüstung der Bundeswehr mit 
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eigenen Atomwaffen hätte den westdeutschen Einfluss auf das Nato-
Nuklearpotential noch vergrößert, wie die Erfahrungen Frankreichs 
und Großbritanniens zeigten. Doch Adenauer blieb diese Perspektive 
aufgrund innen- wie außenpolitischer Hindernisse verwehrt. 

 

Weltweite Bewegung gegen Atomwaffen 
Die furchtbare Zerstörungskraft der Atomwaffen und die nicht zu 
kontrollierenden Folgewirkungen ihres Einsatzes sind eine 
Herausforderung für die ganze Menschheit, sich gegen diese Gefahr 
zu engagieren. Das Wissen um das Potential der Atomwaffe brachte 
gerade eine Reihe von Wissenschaftler, die an dem Atomprojekt der 
USA mitgearbeitet hatten, dazu Gegenmaßnahmen zu fordern. 

Stellvertretend soll hier der Franck – Report genannt werden. In einem 
Memorandum an den Präsidenten der USA forderte dieser aus 
Deutschland in die USA emigrierte Atomwissenschaftler noch zwei 
Monate vor dem ersten Atombombenabwurf, auf diesen zu verzichten. 
Er verwies bereits auf die Gefahren eines atomaren Wettrüstens in der 
Welt. Vier weitere Wissenschaftler des Atomprojekts, unter ihnen Leo 
Szilard, unterstützen das Memorandum, das am 12. Juni 1945 der  
USA – Regierung übergeben wurde. 

Aber es blieb wirkungslos.  

Nach Hiroshima und Nagasaki forderte Albert Einstein - der einst zum 
Bau der Bombe geraten hatte, um Nazideutschland zuvorzukommen - 
eine „Weltregierung“ für die internationale Kontrolle der 
Atomforschung zu bilden. Mit dem gleichen Ziel forderte J. Robert 
Oppenheimer, der wissenschaftliche Leiter des Atomprojekts, die 
Einrichtung einer internationalen Behörde im Rahmen der Vereinten 
Nationen. 

Der erste professionelle „Nuklearstratege“ der Politikwissenschaftler 
Bernard Brodie stellte fest, dass sich mit der Bombe der Sinn des 
Kriegführens grundlegend geändert habe: Sei zuvor das oberste 
militärische Ziel gewesen, Kriege zu gewinnen, so müsse von nun an 
oberstes Ziel sein, sie zu verhindern. 

Diese Erkenntnis spiegelte sich in den folgenden Jahren sowohl im 
weltweiten gesellschaftlichen Widerstand gegen Atomwaffen als auch 
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in zähen diplomatischen Verhandlungen für ihr Verbot bzw. für die 
Eindämmung der atomaren Rüstung wider.  

Die atomaren Verheerungen von Hiroshima und Nagasaki hatten 
weltweit die Menschen für die ungeheure Gefahr, die ihnen drohte 
sensibilisiert. 

Der Stockholmer Appell, der das Verbot von Atomwaffen unter 
strenger internationaler Kontrolle forderte, wurde am 19.März 1950 
vom Weltfriedensrat beschlossen und in weniger als Jahresfrist von über 
500 Millionen Menschen aus allen Kontinenten unterschrieben. 

Besonders in Europa entwickelte sich ein breiter Protest gegen 
Atomwaffen und atomare Aufrüstung, weil sich hier die Staaten der 
NATO und des Warschauer – Vertrages militärisch und als 
Repräsentanten unterschiedlicher Gesellschaftssysteme konträr 
gegenüber standen.����

Mit den Bemühungen der Adenauer – Regierung in den Besitz von 
Atomwaffen zu gelangen und nach dem NATO-Beitritt der BRD 1954 
– entstand in der BRD ein breiter gesellschaftlicher Protest gegen die 
Atomwaffen, der in der zweiten Hälfte der 50er Jahre in der von SPD, 
Gewerkschaften, evangelischer Kirche und einzelnen Persönlichkeiten 
organisierten Kampagne „Kampf dem Atomtod“ mündete. 

Einen großen Impuls erhielt die Bewegung durch die am 12. April 
1957 veröffentlichte, weltweit beachtete "Göttinger Erklärung " von 
18 deutschen Atomwissenschaftlern. Sie erklärten, dass sich ein Land 
wie die Bundesrepublik Deutschland am besten schützt und den 
Weltfrieden am ehesten fördert, wenn es ausdrücklich und freiwillig 
auf den Besitz von Atomwaffen jeder Art verzichtet. Sie seien nicht 
bereit, sich „an der Herstellung, der Erprobung oder dem Einsatz von 
Atomwaffen in irgendeiner Weise zu beteiligen“.  

Gegen diesen breiten gesellschaftlichen und Bündniswiderstand 
konnte die atomare Bewaffnung der Bundeswehr nicht durchgesetzt 
werden. 

Nach dem Vorbild der britischen "Campaign for Nuclear 
Disarmament entwickelt sich in mehreren europäischen Ländern die 
Ostermarschbewegung gegen atomare Aufrüstung, die in der BRD ab 
1960 schnell zu einer Massenbewegung und schließlich zur 
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gesellschaftskritisch argumentierenden "Kampagne für Demokratie 
und Abrüstung" (1968) wurde. 

Der zweite Stockholmer Appell des Weltfriedensrates vom Juni 
1975 „Schluss mit dem Wettrüsten“, war darauf gerichtet, jede weitere 
Steigerung der Rüstung zu verhindern und den Weg zum Verbot aller 
Atomwaffen zu öffnen. Er wurde in Jahresfrist von über 800 
Millionen Menschen unterzeichnet. 

Ab 1965 begannen nichtstaatliche Organisationen zunehmend an den 
Bestrebungen der UNO zur Sicherung des Friedens und für atomare 
Abrüstung teil zu haben. Die wachsende Rolle der Öffentlichkeit für 
die Politik der Staaten wurde gerade in diesen Fragen deutlich. 
Während der UNO-Sondertagung für Abrüstung 1978 erhielten die 
NGO2 erstmalig die offizielle Gelegenheit, ihre Positionen über 
Abrüstung in den Dialog der Staatsvertreter einzubringen. 

Die Massenbewegungen für Frieden und atomare Abrüstung blieben 
nicht ohne Einfluss auf die verschiedensten Ansätze und Initiativen 
für zwischenstaatliche Verhandlungen über diese Fragen - 
insbesondere zwischen den beiden Militärblöcken.  

Eine Vielzahl solcher Initiativen gingen von den Regierungen der 
Staaten des Warschauer Vertrages aus, die sowohl in der eigenen 
Bevölkerung als auch bei den Menschen anderer europäischer Staaten 
eine breite Unterstützung fanden. 

So wurden in den 50iger Jahren diplomatische Anstrengungen 
unternommen, mit der Schaffung atomwaffenfreier Zonen die atomare 
Gefahr einzuschränken. (Zonen in denen Atomwaffen jeder Art weder 
hergestellt noch erworben und stationiert werden dürfen.) 
Entsprechende Vorschläge brachte die UdSSR erstmals im September 
1956 und im März 1957 bei der UNO – Abrüstungskommission ein. 
Der polnische Außenminister Adam Rapacki schlug im Oktober 1957 
eine solche Zone für Mitteleuropa vor. 

Nach langen Verhandlungen kommt es 1968 zum Abschluss des 
Vertrages über die Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen. Er 
verbietet die Weitergabe von Atomwaffen und die Mitwirkung oder 
die Beteiligung von Nichtkernwaffenstaaten an ihrer Herstellung oder 

                                                 
2NGO - Nichtstaatliche Organisationen 
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den Erwerb durch diese. Mit wenigen Ausnahmen traten die Staaten 
der Welt diesem Vertrag bei. 

Ende der 60iger Jahre beginnen zwischen den USA und der 
Sowjetunion die Gespräche zur Beschränkung der Strategischen 
Waffen (SALT) und im Mai 1972 werden die SALT I Verträge über 
die Einschränkung der Raketenabwehrsysteme und die Begrenzung 
von Interkontinentalraketen abgeschlossen. Selbst wenn die Forderung 
der UdSSR in diese Verträge Atomwaffen und Mittelstreckenraketen 
einzubeziehen abgelehnt wurde, stellten sie einen wichtigen 
Fortschritt dar. In einer Vereinbarung von USA und UdSSR 
akzeptierten die USA erstmalig, „dass im Atomzeitalter die einzige 
Grundlage der Beziehungen zwischen ihnen die friedliche Koexistenz 
sein kann“ und das den Interessen beider Staaten das Prinzip der 
gleichen Sicherheit entspricht. Verbal mussten die USA zu diesem 
Zeitpunkt auf eine Vormachtstellung verzichten.  

Das war zunächst ein Erfolg sowohl der weltweiten, gesellschaftlichen 
Bewegung für Frieden und atomare Abrüstung als auch der 
Diplomatie. Es blieb die Erkenntnis, dass die global – strategische 
Parität nur einen fragilen Frieden bringt und mehr ein Gleichgewicht 
des Schreckens bedeutete. Auch als Reaktion auf eine 
Hochrüstungsphase der UdSSR zwischen 1971 und 1976 lehnte der 
USA – Kongress die weiterführenden SALT II Verträge ab. 

Eine erste Infragestellung der Verantwortbarkeit der Politik der 
gegenseitigen Abschreckung löste Mitte der 70er Jahre die Diskussion 
um die Neutronenbombe, die mit weltweiten Protesten der 
Friedensbewegung verbunden war, aus. 

Die die 70iger Jahre kennzeichnende Entspannungsphase zwischen 
den Weltmächten endete mit dem „NATO – Doppelbeschluss“ vom 
Dezember 1979 über die Stationierung von Cruise Missiles und 
Pershing II – Atomraketen. Dieser Beschluss stellte eine unmittelbare 
Existenzbedrohung Europas, insbesondere der BRD dar, er 
unterminierte das globalstrategische Gleichgewicht bzw. leitete eine 
neue und riskante Runde des Wettrüstens ein. 

Das stellte neue Herausforderungen an die Friedensbewegung. 
Europaweit entwickelte sich ein Massenprotest gegen die 
Stationierung, von Atomraketen – auf der Strasse, in Parlamenten und 
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von Regierungen. In der BRD kam es zur größten Massenbewegung 
in ihrer Geschichte – und sie richtete sich nicht nur gegen die 
Atomraketen sondern auch generell gegen die Blockkonfrontation.  

In diese Phase fiel auch die internationale und nationale Gründung der 
Ärzte gegen den Atomkrieg. Sie erklärten: Wir Mediziner kennen 
keine Prioritäten in der Hilfeleistung nach nationalen, rassischen oder 
weltanschaulichen Zugehörigkeiten. Aber in einem Atomkrieg wären 
überlebende Ärzte praktisch machtlos. Also sei Vorbeugung die 
einzige wirksame Hilfe. D.h., nur eine Humanisierung der 
internationalen Beziehungen könne das Vertrauen und den Mut zur 
Verständigung über einen Stopp des atomaren Wettrüstens 
hervorbringen.  

Am 16. November 1980 wurde der „Krefelder Appell “ initiiert. Er 
verwies auf die destruktive Haltung der neuen US-Regierung 
gegenüber Abrüstungsverhandlungen und forderte die 
Bundesregierung auf, die Zustimmung zur Raketenstationierung 
zurückzuziehen. Er wurde im Laufe der folgenden Jahre von fast fünf 
Millionen Menschen unterschrieben. Die beginnende Massen-
bewegung gegen die Nachrüstung erkor sich den „Krefelder Appell“ 
zum Leittext, da er alles Wesentliche eines Minimalkonsenses 
enthielt.  

Ab Frühjahr 1987 begannen die Verhandlungen über den Abzug 
nuklearer Mittelstreckenwaffen zwischen den USA und der UdSSR, 
was zu einer Reduzierung des subjektiven Bedrohungsgefühls führte.  

Am 8. Dezember 1987 unterzeichneten Michail Gorbatschow und 
Ronald Reagan den Vertrag über die Beseitigung der Raketen 
mittlerer und kürzerer Reichweite, das die Verschrottung von 2.611 
Atomraketen vorsah. Zum erstenmal wurden moderne Atomwaffen 
durch ein Abkommen abgerüstet. Die Verhandlungen dauerten fast 6 
Jahre auf die die Friedensbewegung mit dem Protest von Millionen 
Menschen gegen die Atomwaffen sowie ihre Unterstützung für die 
friedliche Beilegung von internationalen Konflikten Druck zur 
Entscheidung ausübte. 

Zwei Jahre später geht die Blockkonfrontation mit dem Niedergang 
der staats-sozialistischen Länder und der Auflösung des Warschauer 
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Vertrages zu Ende. Die Hoffnung der Menschen auf eine damit 
verbundene „Friedens - Dividende“ erfüllten sich aber nicht. 

 

Atomwaffen heute und in Zukunft 

Die atomare Abschreckung bleibt die Grundlage der Sicher-
heitsdoktrin der Atomwaffenstaaten und ihrer Verbündeten. Sie beruht 
auf der „glaubwürdigen“ Drohung des Einsatzes von Atomwaffen, um 
einem Angriff des Gegners zuvorzukommen für den Fall, dass 
Diplomatie oder andere Formen der Kriegsprävention versagen. Der 
inhärente Grundfehler dabei ist, dass die atomare Abschreckung selbst 
versagen könnte. Eine größere Bedrohung unserer Sicherheit, wie sie 
Atomwaffen darstellen, ist kaum vorstellbar. 

Nach wie vor werden zu viele Atomwaffen in höchster Bereitschaft 
gehalten. Sie starten automatisch, wenn ein atomarer Angriff des 
Gegners gemeldet wird. Ein Fehler im Frühwarnsystem könnte zu 
einer versehentlichen „Antwort“ auf einen Nicht-Angriff führen. Es 
gibt nur wenige Minuten, um festzustellen, ob ein Fehler vorliegt. 

Die USA verfolgen eine neue Atomwaffenpolitik, die andere Staaten 
zum Reagieren herausfordert. Sie kündigten Ende 2001 den Anti-
Raketenabwehr-Vertrag, der den Aufbau einer eigenen umfassenden 
Raketenabwehr unterband. Ihre Atomwaffendoktrin enthält konkrete 
atomare Kriegszenarien und die Politik der „Counterproliferation“ 
(Militärische Maßnahmen gegen die Weiterverbreitung von Massen-
vernichtungswaffen). Konkret heißt dies, dass Atomwaffen gegen 
einen Angriff mit anderen Massenvernichtungswaffen so genannter 
Schurkenstaaten im weltweiten »Krieg gegen den Terrorismus« 
„präventiv“ eingesetzt werden können. Oder anders gesagt: Erstein-
satz der Atomwaffen. Fraglich ist, wie die Abschreckungsdoktrin 
gegen ein verzweifeltes Regime, religiöse Extremisten oder 
terroristische Gruppen funktioniert. Dennoch entrollt die US-
Militärstrategie „Vision 2020“ das Bild einer unantastbaren USA, die 
alle anderen abschreckt: Mit Überlegenheit in allen militärischen 
Sphären (Land, Luft, See und Weltraum), mit konventionellen und 
atomaren Mitteln und mit einem weltraumgestützten Abwehrsystem, 
durch das der ganze Globus überwacht wird  
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Das strategische Konzept der NATO lehnt sich an diese Vorstellungen 
an. Da heißt es: „Der grundsätzliche Zweck der Nuklearkräfte der 
Alliierten ist politisch: um Frieden zu erhalten und Nötigung zu 
verhindern und jegliche Art von Krieg.“3 Dies bestätigte jüngst (9. Juli 
2005) die Nukleare Planungsgruppe mit Beteiligung des deutschen 
Verteidigungsministers. Darüber hinaus entgegnete die Ministerrunde 
auf die in Deutschland geäußerten Wünsche nach einem Abzug der 
US-Atomwaffen von deutschem Boden: „Die in Europa stationierten 
und der NATO zugeordneten Nuklearkräfte werden auch weiterhin die 
erforderliche politische und militärische Verbindung zwischen den 
europäischen und den Nordamerikanischen Mitgliedern der Allianz 
erhalten.“4  

Gegen die Weiterentwicklung neuer nuklearer Systeme einer fast 
konkurrenzlosen Supermacht sehen sich immer mehr Länder 
gezwungen, ein eigenes Atompotential zu erstreben. In einem 
Teufelskreis führt das die „offiziellen“ Atomwaffenmächte dazu, erst 
recht auf ihre Bestände nicht zu verzichten.  

Trotz aller kritikwürdigen Mängel bilden existierende bi- und 
multilaterale Abkommen der Rüstungskontrolle und Abrüstung die 
völkerrechtliche Grundlage der notwendigen Kritik bestehender 
Verhältnisse und drohender Entwicklungen. Sie behindern als 
international gültige Norm das Interesse der USA und anderer 
Atomwaffenstaaten, in jeder politischen Lage frei zu agieren. Es gilt 
sich für den Erhalt dieser Abkommen einzusetzen und sie weiter 
auszubauen. Es gibt viele Ansatzpunkte, um die Abschaffung von 
Atomwaffen voran zu bringen. Ein Beispiel sind die Spaltmaterialien 
als Grundlage dieser Waffen. Schnell wird deutlich, dass sie nicht nur 
im militärischen Bereich verfügbar sind, sondern auch aus dem 
Bereich der Atomenergiegewinnung abgezweigt werden können.  

Gegen die machtgeleitete „Bewegungslosigkeit“ der meisten Staaten 
bei Rüstungskontrolle und Abrüstung liegt hier eine verantwortliche 
Aufgabe der Zivilgesellschaft, durch Aufklärung und in „Bewegung 
bringen“ immer wieder den öffentlichen Druck zu erzeugen, der 
Politik zu Handlung und Entscheidungen zwingt. 

                                                 
3 NATO Ministerial Communiqués, The Alliance’s New Strategic Concept (eigene Übersetzung) 
4 Ministerial Meeting of the Defence Planning Committee and the Nuclear Planning Group held in 
Brussels on Thursday, 9 June 2005, Final Communique (eigene Übersetzung) 
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So mahnen uns die 60. Jahrestage der Atombombenabwürfe von 
Hiroshima und Nagasaki nachdrücklich, wie alle Opfer des 
Atomzeitalters, uns von militärischer Eskalation und Rüstung 
abzuwenden.  

Auf der Grundlage von Multilateralismus, Achtung der 
Menschenrechte, Demokratie und nachhaltiger Entwicklung muss 
eine Kultur des Friedens, die Sicherheit, Gesundheit und soziale 
Gerechtigkeit für alle bringt, gefördert werden.  

Dazu einen zivilgesellschaftlichen Beitrag zu leisten, das ist und 
bleibt Aufgabe der Friedensbewegung.  
 

[Dieser Text schöpft aus diversen Quellen und Darstellungen. Übernahme und 
Zusammenstellung geht alleine zu Lasten des Autors.]                                                              ·  
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